
 

 

 

NR. 77 DEZEMBER 2022    Einleitung 

WHO-Initiativen: reformierte inter-
nationale Gesundheitsvorschriften und 
ein Pandemievertrag 
Nach Covid-19: Synergien zwischen beiden Handlungssträngen nutzen 

Pedro A. Villarreal 

In der Weltgesundheitsorganisation (WHO) liegen derzeit zwei wichtige Vorhaben an, 

die zu einem neuen Pandemievertrag und einer Reform der Internationalen Gesund-

heitsvorschriften von 2005 führen können. Mindestens zwei große Herausforderun-

gen stehen dabei im Vordergrund: Wie kann bei der künftigen weltweiten Verteilung 

medizinischer Güter im Krisenfall eine globale Gesundheitsgerechtigkeit (»Equity«) 

hergestellt werden? Wie können die Anreize erhöht werden, damit Informationen 

über Krankheitsausbrüche künftig rascher und transparenter ausgetauscht werden? 

Es ist durchaus möglich, Synergien zu erzeugen, um die beiden Herausforderungen 

effektiver anzugehen. 

 

Die weltweite Covid-19-Pandemie hat die 

Frage aufgeworfen, wie sichergestellt wer-

den kann, dass die internationale Staaten-

gemeinschaft in Zukunft besser und schnel-

ler auf die Ausbreitung einer Krankheit wie 

SARS-CoV-2 reagiert. Zwei Punkte sind da-

bei offen und werden kontrovers diskutiert: 

Wie kann, erstens, weltweit ein gerechter 

(»equitable«) Zugang zu medizinischen 

Gegenmaßnahmen, wie zum Beispiel Impf-

stoffen, gewährleistet werden; und wie 

muss künftig der Informations- und Daten-

austausch über neue Krankheitsausbrüche 

gestaltet sein.  

Beide Themen sind durchaus miteinan-

der verknüpft. Im Zentrum der Reformen 

stehen die völkerrechtlichen Normen im 

Bereich der grenzüberschreitenden Aus-

breitung von Krankheiten. Dazu wird in 

Genf derzeit über eine Novellierung der 

Internationalen Gesundheitsvorschriften 

(IGV) von 2005 und die Schaffung eines 

neuen WHO-Abkommens zur Pandemie-

vorsorge und -bekämpfung (im Folgenden 

als »Pandemievertrag« bezeichnet) verhan-

delt. Im Mittelpunkt dieser Bemühungen 

steht die Überzeugung einiger Staaten und 

Staatengruppen, wie der G7, der Europäi-

schen Union (EU) und der Mitglieder der 

sogenannten »Freunde des Pandemie-

vertrags«, dass eine regelbasierte inter-

nationale Ordnung eine robustere Alter-

native zur bisher gepflegten Ad-hoc-Diplo-

matie bietet. 

https://www.g7germany.de/resource/blob/974430/2042052/2d5b55bcdfc0f1aa46b979566288e9a5/2022-05-20-pact-for-pandemic-readniness-data.pdf?download=1
https://www.consilium.europa.eu/en/policies/coronavirus/pandemic-treaty/
https://www.consilium.europa.eu/en/policies/coronavirus/pandemic-treaty/
https://genevahealthfiles.com/2021/09/24/a-meeting-among-the-friends-of-the-pandemic-treaty/
https://genevahealthfiles.com/2021/09/24/a-meeting-among-the-friends-of-the-pandemic-treaty/
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Deutschland hat ein Interesse am Erfolg 

dieser Reformprozesse. Seit der westafrika-

nischen Ebola-Krise von 2014/15 ist die 

Bundesregierung bestrebt, sich als Vorreite-

rin im Bereich Global Health zu positionie-

ren. Diese Bemühungen verstärkten sich 

noch einmal während der Präsidentschaft 

von Donald Trump, als der Rückzug der 

USA aus multilateralen Vereinbarungen zur 

globalen Gesundheit in der offiziellen An-

kündigung gipfelte, aus der WHO auszutre-

ten. Zwar hat das Kabinett Biden diese Ent-

scheidung wieder rückgängig gemacht, 

doch ein erneuter Austritt ist je nach Aus-

gang der Präsidentschaftswahlen 2024 nicht 

auszuschließen. 

Wenn Deutschland seine Führungsrolle 

im Bereich der globalen Gesundheit im All-

gemeinen und bei der Steuerung der WHO 

im Besonderen behaupten will, muss es 

sich aktiv an den beiden völkerrechtlichen 

Reformprozessen beteiligen. Das Zeitfenster 

für eine Mitgestaltung der Projekte, an 

deren Ende eine gerechtere und kohärente-

re Reaktion auf künftige Pandemien stehen 

soll, ist zwar noch offen, könnte sich aber 

schließen, wenn sich Deutschland, die EU, 

die USA und andere führende Akteure im 

Bereich der globalen Gesundheit neuen 

Prioritäten zuwenden. Andere Entwicklun-

gen wie der Krieg in der Ukraine und die 

drohende weltweite wirtschaftliche Rezes-

sion könnten die geopolitische Fragmentie-

rung vertiefen. Deutschland sollte die 

Chance ergreifen, sich durch sein Engage-

ment in den laufenden Reformprozessen 

der WHO als verlässlicher langfristiger Part-

ner der globalen Gesundheitsvorsorge zu er-

weisen. Zielführend wäre es, wenn Deutsch-

land den Ansatz verfolgen würde, die Aus-

arbeitung eines Pandemievertrags und die 

IGV-Novellierung als komplementäre und 

nicht als parallele Aufgaben anzugehen. 

Pandemievorsorge und -bekämp-
fung: Relevanz des Völkerrechts? 

Warum brauchen wir rechtsverbindliche 

internationale Regeln für den Umgang mit 

solchen Bedrohungen? Hierfür gibt es zwei 

wesentliche Gründe. Erstens: Folgt man 

einer klassisch funktionalistischen Argu-

mentation, erfordert das Erreichen be-

stimmter Ziele, die für einen einzelnen 

Staat unerreichbar sind, die aktive Betei-

ligung verschiedener Staaten. Dies wurde 

bei der Entstehung der Covid-19-Pandemie 

deutlich. Der Ort des Ausbruchs, das chine-

sische Wuhan, lag weit außerhalb der 

rechtlichen Zuständigkeit der Behörden in 

Deutschland und der EU. Da künftige Pan-

demien überall auf der Welt auftreten kön-

nen, ist es wichtig, dass es Bestimmungen 

gibt, die eindeutig festlegen, was Staaten 

tun dürfen und was nicht. Zweitens können 

rechtliche Regeln im Gegensatz zu einer 

Kooperation, die von diplomatischen Er-

wägungen abhängig ist, für mehr Kon-

tinuität sorgen. Die Lähmung der Fähigkeit, 

auf eine Pandemie zu reagieren, weil sich 

die politischen Prioritäten der Regierenden 

geändert haben, erlaubt es nicht, den Kreis-

lauf von »Panik und Nachlässigkeit« zu 

durchbrechen. 

Pandemievertrag und Internatio-
nale Gesundheitsvorschriften: 
Der Weg zur Verabschiedung 

Nach Artikel 19 bzw. 21 der Verfassung der 

WHO kann die Weltgesundheitsversamm-

lung rechtsverbindliche Konventionen und 

Vorschriften erlassen. Die Versammlung 

wiederum setzt sich aus Vertreterinnen und 

Vertretern der Staaten  häufig Gesund-

heitsministerinnen und -minister  zusam-

men, die regelmäßig einmal im Jahr tagen 

und über Resolutionen und Beschlüsse 

abstimmen. Daher liegt die endgültige 

Entscheidung darüber, was angenommen 

wird, bei den Mitgliedstaaten selbst. 

Gemäß Artikel 60 der WHO-Verfassung 

gelten für die Annahme von Vorschriften, 

Konventionen oder Verträgen durch die 

Weltgesundheitsversammlung unterschied-

liche Abstimmungsquoten (siehe Tabelle). 

Für die Verabschiedung von Verträgen oder 

Abkommen ist nach Artikel 60 (a) der WHO-

Verfassung eine Zweidrittelmehrheit der in 

der Versammlung anwesenden und ab-

stimmenden Mitgliedstaaten erforderlich. 

https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(17)31460-5/fulltext
https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(17)31460-5/fulltext
https://www.deutsche-apotheker-zeitung.de/news/artikel/2020/07/08/usa-reichen-who-ruecktritt-offiziell-ein
https://www.deutsche-apotheker-zeitung.de/news/artikel/2020/07/08/usa-reichen-who-ruecktritt-offiziell-ein
https://www.tagesschau.de/wissen/forschung/china-wuhan-ursprung-coronavirus-101.html
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Vorschriften können gemäß Artikel 60 (b) 

mit einfacher Mehrheit angenommen wer-

den, es sei denn, die Staatenvertreter stufen 

sie ad hoc als »wichtige Fragen« ein, so dass 

die besagte Zweidrittelmehrheit erforder-

lich wird. Trotz der Unterschiede in den 

Vorgaben, was die notwendigen Mehr-

heiten und Verfahren für das Inkrafttreten 

betrifft, werden Abkommen und Vorschrif-

ten in den Plenarsitzungen der Weltgesund-

heitsversammlung in der Praxis (grundsätz-

lich) durch Konsens entschieden. 

Realisierung eines neuen 
Pandemievertrags 

WHO-Abkommen (in Form von internatio-

nalen Verträgen) und WHO-Vorschriften 

(wie die IGV und ihre Reformen) haben 

einen unterschiedlichen Anwendungs-

bereich in Bezug auf das, was sie regulieren 

können. Abkommen oder Verträge können 

gemäß Artikel 19 der WHO-Verfassung 

»über jede innerhalb der Zuständigkeit der 

Organisation liegende Frage« verabschiedet 

werden, und Artikel 2 der genannten Ver-

fassung zählt 22 Aufgaben auf, die sich die 

WHO zu eigen macht. Mit der ersten er-

mächtigt sich die Organisation, die »leiten-

de und koordinierende Stelle des internatio-

nalen Gesundheitswesens« zu sein. Arti-

kel 19 der WHO-Verfassung ist zwar eine 

Regelung mit großer Reichweite; in der 

Praxis stößt die darin formulierte Maßgabe 

aber auch an gewisse Grenzen, was beson-

ders deutlich wird, wenn sich die WHO mit 

Fragen befasst, die in den Zuständigkeits-

bereich anderer völkerrechtlicher Regelun-

gen fallen. Themen wie der Zugang zu 

Arzneimitteln (wegen der Rechte an geisti-

gem Eigentum) oder die Umweltgesundheit 

(in Verbindung mit dem One-Health-Begriff) 

sind Beispiele dafür. 

Nach der Abstimmung in der Weltgesund-

heitsversammlung müssen die Beschlüsse 

der WHO in der Regel noch von innerstaat-

lichen Organen, wie Parlamenten, geneh-

migt werden. Wenn diese Zustimmung er-

folgt ist, übermitteln die Staaten eine Rati-

fizierungsurkunde, in der sie sich auch zur 

legalen Verbindlichkeit des Rechtsakts be-

kennen. Die Abkommen werden also erst 

dann verbindlich, wenn das gesamte Rati-

fizierungsverfahren durchlaufen wurde, 

und nur für jene Mitgliedstaaten, die dies 

hinter sich gebracht haben. 

Tabelle 1 

Vergleich der WHO-Abkommen und -Vorschriften 

Art des Instruments Genehmigungsverfahren Gegenstand Präzedenzfälle 

WHO-Abkommen ∎ Qualifizierte Mehrheit (2/3) 

in der Weltgesundheits-

versammlung. 

∎ Anschließende Genehmi-

gung durch nationale 

Gremien (falls vereinbart) 

und Ratifizierung. 

∎ Alle Angelegenheiten, die 

in den Zuständigkeits-

bereich der WHO gemäß 

Artikel 2 ihrer Verfassung 

fallen.  

∎ Rahmenübereinkommen 

zur Eindämmung des 

Tabakgebrauchs (2003). 

WHO-Vorschriften ∎ Einfache Mehrheit in der 

Weltgesundheitsversamm-

lung, sofern nicht anders 

vereinbart. 

∎ Fünf Themenbereiche, die 

in Artikel 21 der Verfassung 

der WHO ausdrücklich 

genannt sind. 

∎ Nomenklaturvorschriften 

(1948, revidiert 1967) 

∎ Internationales Sanitäts-

reglement (1951). 

∎ Internationale Gesundheits-

vorschriften (1969) 

∎ Internationale Gesundheits-

vorschriften (2005). 

https://www.oecd.org/gov/regulatory-policy/WHO_Full-Report.pdf
https://www.oecd.org/gov/regulatory-policy/WHO_Full-Report.pdf
https://www.bmz.de/de/themen/one-health
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Die Idee, einen Pandemievertrag zu 

schließen, wurde erstmals vom Präsidenten 

des Europäischen Rates, Charles Michel, vor-

getragen. Begründet wurde der Vorschlag 

mit einer Reihe von Vorteilen, die mit einem 

Vertrag verknüpft sind: Er zwingt die natio-

nalen politischen Entscheidungsträger 

und -trägerinnen zu einem ständigen En-

gagement in der globalen Gesundheitspoli-

tik, er zurrt die Grundsätze und Ziele einer 

multilateralen Pandemievorsorge fest und 

er kann in verbindlicherer Weise für »Equi-

ty« bei der Verteilung medizinischer Güter 

sorgen und in stärkerem Maße den One-

Health-Ansatz voranbringen. Der General-

direktor der WHO erklärte seine Zustim-

mung zu der Initiative. 

Nach dem Vorbild des Rahmenüberein-

kommens zur Eindämmung des Tabak-

konsums wurde im Dezember 2021 ein 

»Intergovernmental Negotiating Body« (INB) 

eingerichtet, das den neuen Pandemie-

vertrag ausarbeiten soll. Es setzt sich aus 

Vertretern und Vertreterinnen der Mitglied-

staaten zusammen und hält regelmäßige 

Sitzungen ab, um über den Stand des Gesetz-

gebungsverfahrens zu informieren. Kürz-

lich hat das INB einen »Conceptual Zero 

Draft« in Umlauf gebracht, der die Basis für 

die Diskussion der nächsten Meetings bil-

den wird. Das Dokument ist das Ergebnis 

mehrerer Feedback-Runden von Delegatio-

nen der WHO-Mitgliedstaaten, Nichtregie-

rungsorganisationen (NROs) und einzelnen 

Experten zu einer Reihe von Themen. Der 

Text enthält jedoch naturgemäß noch nicht 

den finalen Wortlaut der Bestimmungen, 

sondern soll vielmehr als Grundlage für 

Verhandlungen über eine Reihe von über-

greifenden Problemen dienen.  

In diesem Zusammenhang ist anzumer-

ken, dass die EU im Gegensatz zu anderen 

Politikfeldern wie dem internationalen Han-

del keine ausschließliche oder gemischte, 

sondern nur eine ergänzende Zuständigkeit 

im Bereich der (globalen) Gesundheit be-

sitzt, so dass das Inkrafttreten eines Pan-

demievertrags in der Kompetenz jedes ein-

zelnen EU-Mitgliedstaats läge. Dies hindert 

die EU jedoch nicht daran, an den Verhand-

lungen teilzunehmen, da ihre Kommission 

vom Rat der EU ein entsprechendes Mandat 

erhalten hat. Dennoch stimmen die Positio-

nen Deutschlands und der EU zum Pan-

demievertrag seit Beginn des Prozesses voll-

ständig überein. 

Reformen der IGV 

Die Weltgesundheitsversammlung kann 

jedoch jenseits eines Pandemievertrags in 

fünf Bereichen rechtsverbindliche Regelun-

gen erlassen: 1) Gesundheits- und Quaran-

tänevorschriften und andere Verfahren zur 

Verhinderung der internationalen Aus-

breitung von Krankheiten; 2) Nomenklatu-

ren von Krankheiten, Todesursachen und 

Praktiken des öffentlichen Gesundheits-

wesens; 3) internationale Normen für Dia-

gnoseverfahren; 4) internationale Handels-

normen für die Sicherheit, Reinheit und 

Wirksamkeit biologischer, pharmazeuti-

scher und ähnlicher Produkte; und 5) Nor-

men für die Werbung und Kennzeichnung 

biologischer, pharmazeutischer und ähn-

licher Produkte, die dem internationalen 

Handel unterliegen. Der erste dieser Be-

reiche bildet die Grundlage für die Inter-

nationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) 

von 2005. Die IGV sind derzeit das rechts-

verbindliche Instrument zum Umgang mit 

grenzüberschreitenden Krankheiten. 

Nach Artikel 21 der WHO-Verfassung 

kann die Weltgesundheitsversammlung 

Vorschriften annehmen, die für die Staaten 

rechtlich bindend sind, es sei denn, diese 

lehnen sie ab (»opt out«). Sobald die in den 

Vorschriften festgelegte Frist für die Ableh-

nung oder die Anmeldung eines Vorbehalts 

verstrichen ist, sind die betreffenden Rege-

lungen für alle Staaten, die keine Einwände 

geäußert haben, verpflichtend. Das Haupt-

merkmal der WHO-Vorschriften besteht da-

rin, dass in ihrem Fall die Beteiligung der 

nationalen Gesetzgeber nicht nötig ist. 

Hinzu kommt, dass die Vorschriften eine 

niedrigere Abstimmungsschwelle erfordern 

als Konventionen. Dies haben die WHO-

Mitgliedstaaten akzeptiert, als sie die Ver-

fassung der Organisation ratifiziert haben 

– möglicherweise ein Beweis für das große 

Vertrauen, das die Regierungen in ihre De-

https://www.consilium.europa.eu/en/policies/coronavirus/pandemic-treaty/
https://www.consilium.europa.eu/en/policies/coronavirus/pandemic-treaty/
https://reliefweb.int/report/world/opening-remarks-dr-tedros-adhanom-ghebreyesus-who-director-general-special-session
https://apps.who.int/gb/inb/pdf_files/inb3/A_INB3_3-en.pdf
https://apps.who.int/gb/inb/pdf_files/inb3/A_INB3_3-en.pdf
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legierten in der Weltgesundheitsversamm-

lung setzen. 

Im Januar 2022 hat die Regierung der 

USA einen Vorschlag zur Änderung von 

dreizehn Bestimmungen der IGV (2005) vor-

gelegt. Die Delegierten der 75. Weltgesund-

heitsversammlung im Mai 2022 akzeptier-

ten jedoch nur die Anregung, den Zeitraum 

für die Ablehnung von Änderungen gemäß 

Artikel 55 bzw. 59 IGV (2005) von 18 auf 10 

Monate und die Frist bis zum Inkrafttreten 

solcher Änderungen von 24 auf 12 Monate 

zu verkürzen. Die übrigen Initiativen der 

US-Regierung betrafen unter anderem die 

Möglichkeit für die WHO, eine gesundheit-

liche Notlage von internationaler Tragweite 

auszurufen, ohne die betroffenen Mitglied-

staaten zu konsultieren, und die Schaffung 

eines neuen Mechanismus zur Notfallerklä-

rung auf mittlerer Ebene. Hier waren die 

WHO-Mitgliedstaaten der Ansicht, dass 

mehr Zeit erforderlich sei, um die Reich-

weite solcher Änderungen zu erörtern. 

Bis zum 30. September 2022 haben – ein-

schließlich der USA – 14 Mitgliedstaaten 

Vorschläge vorgelegt, sowohl im eigenen 

Namen als auch im Verbund mit regionalen 

Gruppierungen, darunter die EU, die WHO-

Region Afrika, die Eurasische Wirtschafts-

union und der MERCOSUR. Momentan ist 

ein sogenannter Prüfungsausschuss damit 

beschäftigt, die im Zuge der Covid-19-Pan-

demie beantragten Änderungen an den IGV 

(2005) zusammenzufassen und einen Ab-

schlussbericht zu erstellen. Dieser soll bis 

Mitte Januar 2023 vorliegen. Der Bericht 

des Überprüfungsausschusses wird als 

Grundlage für die Sitzungen einer künf-

tigen Arbeitsgruppe zu Reformen der IGV 

(2005) dienen, die sich aus ausgewählten 

Delegierten der Mitgliedstaaten zusammen-

setzt. Das letztgenannte Gremium wird den 

Rechtstext ausarbeiten und den endgültigen 

Änderungsvorschlag schließlich dem WHO-

Generaldirektor vorlegen, der ihn dann 

mindestens vier Monate vor der Welt-

gesundheitsversammlung 2024 an alle 

Mitgliedstaaten weiterleiten soll. 

Fallstricke im Blick behalten 

Bei beiden Reformprozessen lauern beson-

dere Fallstricke. Im Vergleich zu den Ände-

rungen an den IGV (2005) werden die Ver-

handlungen über den völlig neuen Pan-

demievertrag zu hitzigen Auseinanderset-

zungen führen. Denn für einige der The-

men, die darin behandelt werden, gibt es 

noch keine Vorlage und entsprechend er-

gebnisoffen sind die Gespräche darüber. So 

umfasst der One-Health-Ansatz beispiels-

weise Aspekte des Umweltschutzes, der 

Lebensmittelsicherheit und der Tiergesund-

heit, bei denen direkte Überschneidungen 

mit anderen völkerrechtlichen Regelungen 

mitbedacht werden müssen. Bislang ist 

nicht klar, wie diese Überschneidungen 

adressiert werden sollen. Selbst wenn ein 

künftiger Pandemievertrag von der Welt-

gesundheitsversammlung angenommen 

werden sollte, hängt dessen Erfolg aufgrund 

der erforderlichen Ratifizierung in den 

194 Mitgliedstaaten in hohem Maße von 

den jeweiligen innenpolitischen Gemenge-

lagen dort ab. Es könnte sehr lange dauern, 

bis eine nennenswerte Zahl von Staaten 

ihre entsprechenden nationalen Verfahren 

abgeschlossen hat. 

Gleichzeitig bedeutet das vergleichsweise 

rationalisierte Verfahren für das Inkrafttre-

ten von Änderungen der IGV (2005) nicht, 

dass ein Konsens selbstverständlich gegeben 

ist. Sowohl das Internationale Sanitätsregle-

ment von 1951 als auch die IGV von 1969 

wurden von einem Teil der WHO-Mitglied-

staaten abgelehnt oder mit Einwänden be-

dacht. Bei der Verabschiedung der IGV im 

Jahr 2005 hingegen äußerten allein Indien 

und die Vereinigten Staaten Vorbehalte. 

Aber selbst diese akzeptierten die primären 

Verpflichtungen, die mit den Vorschriften 

verknüpft waren. Außerdem wurden Ände-

rungsvorschläge für Vorschriften in der 

Geschichte der WHO nie so intensiv geprüft 

wie die von den USA 2022 vorgeschlagenen 

Revisionen. Dies hängt vermutlich damit 

zusammen, dass angesichts der katastro-

phalen Dimension der Covid-19-Pandemie 

viel auf dem Spiel steht. 

https://apps.who.int/gb/ebwha/pdf_files/WHA75/A75_18-en.pdf
https://apps.who.int/gb/ebwha/pdf_files/WHA75/A75_R12-en.pdf
https://apps.who.int/gb/ebwha/pdf_files/WHA75/A75_R12-en.pdf
https://www.who.int/teams/ihr/ihr-review-committees/review-committee-regarding-amendments-to-the-international-health-regulations-(2005)
https://www.who.int/teams/ihr/ihr-review-committees/review-committee-regarding-amendments-to-the-international-health-regulations-(2005)
https://treaties.un.org/doc/Publication/UNTS/Volume%20175/volume-175-I-2303-English.pdf
https://treaties.un.org/doc/Publication/UNTS/Volume%20175/volume-175-I-2303-English.pdf
https://apps.who.int/iris/handle/10665/144989
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Das Debakel der globalen 
Gesundheitsgerechtigkeit 
(»Equity«) bei Pandemien 

Das vielleicht strittigste Thema nach Ansicht 

zahlreicher Delegationen bei der WHO, vor 

allem aus dem Globalen Süden, ist die 

Frage der Gewährleistung eines gerechten 

Zugangs zu medizinischen Gegenmaßnah-

men während einer Pandemie. Der grassie-

rende »Impfstoff-Nationalismus«, den wir 

im Zusammenhang mit Covid-19 erlebt 

haben, wird gerade den Regierungen der 

genannten Weltregionen wahrscheinlich 

noch in frischer Erinnerung sein, denn 

diese mussten darum kämpfen, genügend 

Impfstoffdosen für ihre eigene Bevölkerung 

zu beschaffen. Dieses Thema ist jedoch bis-

her nicht Gegenstand der Diskussion über 

Änderungen der IGV. Das liegt auch daran, 

dass sich umfassende Regelungen zu diesem 

Punkt mit verschiedenen Aspekten befassen 

müssten, wie zum Beispiel mit der Frage 

des geistigen Eigentums an medizinischen 

Gütern oder der Einrichtung von Finanzie-

rungs- und Beschaffungsmechanismen für 

deren Verteilung. »Equity« in Pandemien 

steht derzeit im Mittelpunkt der Forderun-

gen mehrerer Länder des Globalen Südens. 

In dem erwähnten »Conceptual Zero Draft« 

für den Pandemievertrag werden mit dem 

Ziel folgende Erwartungen verknüpft: »ein 

fairer, gerechter und rechtzeitiger Zugang 

zu erschwinglichen, sicheren und wirk-

samen Produkten zur Pandemiebekämp-

fung zwischen und innerhalb von Ländern, 

auch zwischen Bevölkerungsgruppen, un-

abhängig von ihrem sozialen oder wirt-

schaftlichen Status« (Übers. d. Verf.). 

Damit diese Bestimmung mehr als nur 

ein Wunschtraum bleibt, sollte ein neuer 

Pandemievertrag oder ein anderes Rechts-

instrument die Erkenntnisse berücksichti-

gen, die sich aus der begrenzten Wirksam-

keit des ACT-Accelerators im Allgemeinen 

und der COVAX-Initiative im Besonderen 

ergeben. Diese Mechanismen wurden ent-

wickelt, um die globale Verteilung von 

medizinischen Maßnahmen gegen Covid-19 

zu fördern. Beide Instrumente haben ihre 

Ziele nicht erreicht, die im Falle von COVAX 

darin bestanden, bis Ende 2021 2 Milliarden 

Impfdosen zu verteilen. Tatsächlich wurden 

nur 50 Prozent dieser Menge distribuiert. Die 

andere Initiative, der ACT-Beschleuniger, 

der die Verbreitung von diagnostischen und 

therapeutischen Produkten fördern sollte, 

blieb noch stärker hinter den Erwartungen 

zurück. Das Urteil über die Gründe für das 

Scheitern steht noch aus. Einige Analysen 

verweisen auf die Gier der Länder des Glo-

balen Nordens bei der Bevorratung medizi-

nischer Güter zum Schutz ihrer eigenen Be-

völkerung. In einer von der WHO beauftrag-

ten Evaluierung, die im Oktober 2022 vom 

Unternehmen Open Consultants veröffent-

licht wurde, wird unter anderem der über-

ambitionierte Aufbau von COVAX als eine 

der zentralen Ursachen für den begrenzten 

Erfolg der Initiative genannt. Der Bericht 

empfiehlt stattdessen, andere Programme 

mit einem fokussierteren Anwendungs-

bereich zu entwickeln. Diese sollten sich 

auf Länder konzentrieren, die nicht in der 

Lage sind, kritische medizinische Güter 

während eines Notfalls selbst zu beschaffen. 

Rechtsverbindliche Regeln könnten für 

solch einen Fall sicherstellen, dass sich 

Staaten unabhängig von den sich ändern-

den politischen Gegebenheiten dauerhaft 

zu finanziellen Beiträgen verpflichten. 

Politische Hindernisse für die 
pandemiebezogene 
Datensammlung beseitigen 

Eines der ständigen Probleme beim Auf-

treten von Pandemien ist die frühzeitige 

Meldung von Krankheitsereignissen, die das 

Potential zur Grenzüberschreitung haben. 

Dies ist eine klassische Herausforderung für 

Gesundheitsbehörden, da diese Ereignisse 

an Orten auftreten können, die weit außer-

halb ihrer territorialen Zuständigkeit liegen.  

Das Thema ist insbesondere für Deutsch-

land von strategischer Bedeutung, denn das 

WHO-Zentrum für Pandemie- und Epidemie-

aufklärung (WHO Hub for Pandemic and 

Epidemic Intelligence, oder kurz: »Pan-

demic Hub«) befindet sich in Berlin. Da 

Informationen über Krankheitsausbrüche 

als globales öffentliches Gut betrachtet 

https://www.who.int/docs/default-source/coronaviruse/act-accelerator/act-a-external-evaluation_october_2022.pdf?sfvrsn=c4b6541a_3&download=true
https://www.deutschland.de/de/topic/wissen/pandemiebekaempfung-der-neue-who-hub-in-berlin
https://www.deutschland.de/de/topic/wissen/pandemiebekaempfung-der-neue-who-hub-in-berlin
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werden können, sind internationale Regeln 

das beste Mittel, um Klarheit über die nor-

mative Erwartung an Länder zu schaffen, 

solche Informationen zeitnah und trans-

parent zu melden.  

Die bestehenden IGV (2005) bieten Staa-

ten keine ausgewogenen Anreize zur Über-

mittlung von Informationen an die inter-

nationale Gemeinschaft. Einerseits müssen 

die Vertragsstaaten gemäß Artikel 6 der IGV 

(2005) die WHO innerhalb von 24 Stunden 

nach ihrer Entdeckung über »alle Ereignis-

se, die in Übereinstimmung mit dem Ent-

scheidungsschema eine gesundheitliche 

Notlage von internationaler Tragweite in 

seinem Hoheitsgebiet darstellen können«, 

informieren. Andererseits will Artikel 43 

der IGV (2005) Anreize für solche Meldun-

gen schaffen, indem er Staaten dazu ver-

pflichtet, keine unnötigen Reise- und Han-

delsbeschränkungen für andere Mitglied-

staaten zu erlassen, sondern die WHO zu 

benachrichtigen und eine gesundheits-

politische Begründung für die Maßnahmen 

vorzulegen. In der Praxis geben diese Be-

stimmungen jedoch seit langem Anlass zur 

Besorgnis, da die Staaten einen großen 

Spielraum bei der Festlegung der »Notwen-

digkeit« solcher Reise- und Handelsbeschrän-

kungen haben. Ein krasses Beispiel dafür 

war die Mitteilung Südafrikas über die Ent-

deckung der Omikron-Variante auf seinem 

Hoheitsgebiet, die unmittelbar zu einer 

Flut von Reiseverboten aus und in das Land 

führte. Diese Maßnahmen halten die Staa-

ten davon ab, die WHO und damit die inter-

nationale Gemeinschaft bereitwillig über 

Gesundheitsbedrohungen auf ihrem Terri-

torium zu informieren, die eine grenzüber-

schreitende Dimension haben könnten. 

Genau zu diesem Punkt erklärte der 

Leiter des Pandemie-Hubs in Berlin, dass die 

größte Herausforderung beim Sammeln und 

Verarbeiten von Daten politischer Natur sei, 

nämlich die mangelnde Bereitschaft der Be-

hörden betroffener Länder, diese zu teilen. 

Der erstrebenswerte Informationsaustausch 

könnte sowohl durch einen neuen Pandemie-

vertrag oder ein anderes Rechtsinstrument 

als auch durch Änderungen der IGV forciert 

werden. Dabei müsste man gleichzeitig be-

müht sein, Überschneidungen und eine 

Doppelung der Meldepflichten zu vermei-

den. Eine erleichterte und vermehrte Mel-

dung von Ereignissen würde der Funktions-

fähigkeit des Pandemiezentrums in Berlin 

zugutekommen. Dieses könnte dann als 

echter »Knotenpunkt« für die Verarbeitung 

der Daten agieren, die von den WHO-Mit-

gliedstaaten gemeldet werden. Gleichzeitig 

könnte der Pandemie-Hub Staaten dann zu-

sätzliche Anreize für die Übermittlung von 

Informationen bieten, wenn rechtsverbind-

liche Regeln deren ordnungsgemäße Ver-

wendung sicherstellen und die souveränen 

Interessen der Staaten respektieren würden. 

Nach Covid-19: das Beste aus dem 
Völkerrecht machen 

Die Weltgesundheitsversammlung hat für 

den Abschluss eines Pandemievertrags und 

der IGV-Reformen eine Frist bis Mai 2024 

gesetzt. Im jüngsten »Conceptual Zero Draft« 

zieht sich die Fokussierung auf das Prinzip 

»Equity« durch mehrere Abschnitte des Ent-

wurfs. Ein großes Hindernis ist derzeit das 

Fehlen stabiler Finanzierungsverpflichtun-

gen für künftige Initiativen, die an die aus 

dem ACT-Accelerator gewonnenen Erkennt-

nisse anknüpfen könnten. Der aktuelle 

»Conceptual Zero Draft« enthält einen Ab-

schnitt über die nachhaltige und vorher-

sehbare Finanzierung (»sustainable and 

predictable financing«), einschließlich der 

Mittelzuflüsse aus anderen internationalen 

Mechanismen. Darüber hinaus schließt er 

auch die Verpflichtung ein, einen »gerech-

ten und rechtzeitigen Zugang« zu medizi-

nischen Gütern zu gewährleisten, die für 

die Pandemiebekämpfung notwendig sind. 

Des Weiteren könnte die Maßgabe mit auf-

genommen werden, dass die Mitgliedstaa-

ten bei der Erschließung von Finanzmitteln 

für die Beschaffung und Verteilung kriti-

scher medizinischer Güter bei Pandemien 

kooperieren – analog zu Artikel 44 IGV 

(2005), der eine Verpflichtung zur inter-

nationalen Zusammenarbeit bei der Stär-

kung der »Kapazitäten zum Schutz der 

öffentlichen Gesundheit« vorsieht. 

https://www.ejiltalk.org/punishing-compliance-with-international-law-the-omicron-variant-and-the-international-health-regulations-2005/
https://foreignpolicy.com/2022/01/10/the-whos-new-pandemic-center-isnt-ready-for-action/
https://foreignpolicy.com/2022/01/10/the-whos-new-pandemic-center-isnt-ready-for-action/
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Die Weltbank hat kürzlich einen Mecha-

nismus zur finanziellen Unterstützung ent-

wickelt, der über die WHO hinausreicht, 

nämlich den »Financial Intermediary Fund 

(FIF) for Pandemic Prevention, Preparedness 

and Response (PPR)«. Mit einem Beitrag von 

68,5 Millionen Euro gehört Deutschland zu 

den Gründungsmitgliedern des Fonds, von 

denen jeweils ein Vertreter einen Sitz im 

Verwaltungsrat des FIF PPR einnimmt. Bis-

lang sind die Beiträge der Weltbank-Mit-

gliedstaaten zu diesem FIF jedoch freiwillig. 

Ein Pandemievertrag oder IGV, die ent-

sprechende Kooperationsverpflichtungen 

auferlegen, könnten künftig einen stabilen 

Finanzierungsstrom gewährleisten. Letzt-

lich liegt es sowohl im Interesse Deutsch-

lands als auch der EU sicherzustellen, dass 

ihre Investitionen langfristig Früchte tragen. 

Zu diesem Zweck könnte die Fixierung 

internationaler Normen im Vertrag oder in 

den IGV mehr Stabilität bei der Bekämp-

fung globaler Gesundheitskrisen herstellen. 

Da die Bundesregierung bereits eine wich-

tige Geberin bei mehreren globalen Gesund-

heitsinitiativen ist, könnte sie ihre Position 

nutzen, um mit anderen Ländern länger-

fristige finanzielle Verpflichtungen aus-

zuhandeln, die ihren jeweiligen Kapazitäten 

entsprechen. Die rechtliche Ausgestaltung 

dieser Verpflichtungen könnte der des 

Rahmenübereinkommens der Vereinten 

Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) 

und den damit verbundenen Instrumenten 

und Protokollen ähneln. 

Die Frage des Informations- und Daten-

austauschs im Zusammenhang mit Krank-

heitsausbrüchen in einer Region dürfte 

wiederum größtenteils in den Anwendungs-

bereich der Artikel 6 und 7 der IGV (2005) 

fallen. In Anbetracht der Tatsache, dass die 

reformierten IGV höchstwahrscheinlich zu-

mindest anfangs eine größere Anzahl von 

Vertragsstaaten haben werden als der Pan-

demievertrag, wird der primäre Informa-

tionsaustausch auch weiterhin auf der Basis 

der IGV erfolgen. Folglich muss es eine Prio-

rität sein, die Einhaltung der Verpflichtun-

gen zum Informationsaustausch im Rah-

men der IGV (2005) besser zu überwachen. 

Dies würde unmittelbar der Funktionsfähig-

keit des WHO-Hubs in Berlin zugutekom-

men. Gleichzeitig enthält der »Conceptual 

Zero Draft« die Aussage, dass man die »Soli-

darität mit den Ländern«, die Public-Health-

Notfälle melden, fördern wolle, ohne dass 

präzisiert würde, wie eine solche Solidarität 

ausgestaltet und bewahrt werden könnte. 

Genau dieser Aspekt könnte im Kontext der 

Meldepflichten der IGV (2005) berücksich-

tigt werden, nämlich mit Blick auf solche 

Fälle, in denen die benachrichtigenden 

Staaten mit unverhältnismäßigen Reaktio-

nen anderer Länder konfrontiert werden. 

Ausblick 

Deutschland sollte darauf drängen, die Syn-

ergien zwischen den beiden laufenden Pro-

zessen der Pandemiegesetzgebung bei der 

WHO stärker auszuschöpfen. Folgende As-

pekte sollten dabei im Vordergrund stehen: 

∎ Verknüpfung des Konzepts der »Equity« 

im Pandemievertrag mit den während 

der Covid-19-Pandemie gewonnenen Er-

kenntnissen zu den Unzulänglichkeiten 

des ACT-Accelerators im Allgemeinen und 

der COVAX-Initiative im Besonderen.  

∎ Nutzung sowohl der IGV (2005) als auch 

des Pandemievertrags zur Sicherstellung 

des Datenaustauschs für den Pandemie-

Hub mit Sitz in Berlin. Internationale 

Regeln sind geeignet, die politischen 

Hindernisse, die einem transparenteren 

Austausch pandemiebezogener Informa-

tionen entgegenstehen, abzubauen. Es 

sollten Anreize gesetzt werden, um die 

Bereitschaft der Staaten zum Datentrans-

fer zu erhöhen. Denkbar ist zum Beispiel 

die Gewährung eines sofortigen Zugangs 

zu Finanzierungsmechanismen, wenn sie 

Ausbrüche in ihrem Gebiet melden. 

Dr. Pedro Alejandro Villarreal Lizárraga ist Wissenschaftler in der Forschungsgruppe Globale Fragen. Er arbeitet im 

Projekt »Die globale und europäische Gesundheitsgovernance in der Krise«, das vom Bundesministerium für Gesundheit 

(BMG) gefördert wird. 
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